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Planungsrechtliche Festsetzungen

Fiillschema der Nutzungsschablone

Trauf- u. Firsthohe als Hochstmaf3
Zahl der Vollgeschosse

Art der baulichen Nutzung

Grundflachenzahl (GRZ) Geschossflachenzahl (GF2)

TH max /

WB 1 FH rlTI1ax
0,6 0,9
SD g

Dachform

* (siehe textl. Festsetzung II. 1.) Bauweise

Art der baulichen Nutzung
(§9 Abs.1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO)

WA

WB

MI

Bauweise, Baulinien,
Grundsticksflachen

Allgemeines Wohngebiet (s 4 Baunvo)

Besonderes Wohngebiet (s 4a Baunvo)

Mischgebiet (s 6 Baunvo)

Baugrenzen, iiberbaubare und nicht iiberbaubare

(§ 9 Abs. 1.2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

- — ) )

g

a

/e
/A

<>

Baulinie

Baugrenze

geschlossene Bauweise

abweichende Bauweise (gemaf textl. Festsetzung 1. 3.)

nur Einzelhduser zuldssig
nur Einzel- und Doppelhduser zuldssig
nur Hausgruppen zuldssig

Firstrichtung

Flachen fiir den Gemeinbedarf

(§ 9 Abs.1 Nr.5 BauGB)

Verkehrsflachen
(§ 9 Abs.1 Nr. 11 BauGB)

Flachen fiir den Gemeinbedarf

Zweckbestimmung:

Schule

Strassenbegrenzungslinie

Offentliche StraBenverkehrsflache

Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung
Zweckbestimmung:

Fufgangerbereich

Flachen fiir Nebenanlagen, Stellpldtze und Garagen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

Umgrenzung von Flachen fiir Nebenanlagen, Stellpladtze, Garagen
und Gemeinschaftsanlagen

Zweckbestimmung:
Ga Garagen
St Stellpldtze

Anpflanzen von Bdaumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen sowie
Bindungen fiir Bepflanzungen und fiir die Erhaltung von Baumen,

Strduchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewdssern
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b und Abs. 6 BauGB)

Erhaltung von Baumen

Nachrichtliche Ubernahme

]

D

Sonstige Planzeichen

-

106,5m (iber NN

[

Sonstige Darstellung

Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten im Sinne

des Naturschutzrechts
(§ 9 Abs. 6 BauGB)

Schutzobjekte: Naturdenkmal

Regelungen fiir die Stadterhaltung und fiir den Denkmalschutz
(§ 9 Abs.6, § 172 Abs.1 BauGB)

Umgrenzung von Gesamtanlagen (Ensembles), die dem
Denkmalschutz unterliegen

Einzelanlagen (unbewegliche Kulturdenkmale), die dem
Denkmalschutz unterliegen

Grenze des rdumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplans

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung / MaB der baulichen
Nutzung

Hohenbezugspunkt fiir Festsetzungen, Angaben in Meter liber
Normalhdhennull

Bemafung

Katastergrundlage 1 : 500

1.1

1.2

1.3

2.1

2.2

Planungsrechtliche Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung
(§ 9Abs. 1 Nr. 1, § 31 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 5, 6 und 9, §§ 4, 4a,
6 BauNVO0)

Allgemeine Wohngebiete (WA)

Die im Bebauungsplan gemafl § 4 BauNVO festgesetzten allgemeinen Wohn-
gebiete dienen vorwiegend dem Wohnen.

In den festgesetzten allgemeinen Wohngebieten "WA 1" bis "WA 5" sind

zuldssig:

1) Wohngebédude sowie

2) Anlagen fiir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
Zwecke.

Ausnahmsweise zuldssig:
1) nicht storende Handwerksbetriebe sowie
2) sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe,

Unzulassig sind:

1) die der Versorgung des Gebietes dienenden Liden,
2) Schank- und Speisewirtschaften,

3) Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

4) Anlagen fiir Verwaltung,

5) Gartenbaubetriebe sowie

6) Tankstellen.

In den festgesetzten allgemeinen Wohngebieten "WA 1" bis "WA 5" sind Rdume
fiir freie Berufe im Sinne des § 13 BauNVO unzuldssig. Sie sind ausnahmsweise
zuldssig, sofern mindestens 70 % der Geschossflache des jeweiligen Gebaudes
flir Wohnungen verwendet werden.

Gebiete zur Erhaltung und Entwicklung der Wohnnutzung - Besondere Wohn-
gebiete (WB)

Die im Bebauungsplan gemafds §4 aBauNVO festgesetzten besonderen
Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen; sie dienen auch der
Unterbringung von Gewerbebetrieben und sonstigen Anlagen im Sinne des § 4 a
Abs. 2 und 3 BauNVO, soweit diese Betriebe und Anlagen nach der besonderen
Eigenart des Gebiets mit der Wohnnutzung vereinbar sind.

In den besonderen allgemeinen Wohngebieten "WB 1" bis "WB 9" sind zulassig:

1) Wohngebaude,

2) Schank- und Speisewirtschaften,

3) sonstige Gewerbebetriebe sowie

4) Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
Zwecke.

Unzulassig sind:

1) Laden: Ausgenommen von dieser Unzuldssigkeit sind die der Versorgung des
Gebietes dienenden Laden im Sinne des § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO,

2) Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

3) Geschifts- und Biirogebiude,

4) Anlagen fiir zentrale Einrichtungen der Verwaltung,

5) Vergnligungsstatten jeglicher Art sowie

6) Tankstellen.

In den festgesetzten besonderen Wohngebieten "WB 1" bis "WB 9" sind gemaf}
§ 4a Abs. 4 BauNVO oberhalb des ersten Vollgeschosses nur Wohnungen
zuldssig. Ausnahmsweise sind oberhalb des ersten Vollgeschosses auch Raume
fiir freie Berufe im Sinne des § 13 BauNVO zuladssig, sofern mindestens 70 % der
Geschossflache des jeweiligen Geb&dudes fiir Wohnungen verwendet werden.

Mischgebiete (M)

Das im Bebauungsplan gemaf3 § 6 BauNVO festgesetzte Mischgebiet dient dem
Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht
wesentlich storen.

Im Mischgebiet sind zulassig:

1) Wohngebaude,

2) Schank- und Speisewirtschaften,

3) sonstige Gewerbebetriebe sowie

4) Anlagen fiir Verwaltung sowie kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche
und sportliche Zwecke.,

Unzulassig sind:

1) Geschafts- und Biirogebdude,

2) Einzelhandelsbetriebe: Ausgenommen von dieser Unzulédssigkeit sind die der
Versorgung des Gebietes dienenden Laden im Sinne des § 4 Abs. 2 Nr. 2
BauNVO,

3) Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

4) Gartenbaubetriebe,

5) Tankstellen sowie

6) Vergniigungsstatten jeglicher Art.

Map der baulichen Nutzung
(§ 9Abs. 1 Nr. 1 BauGBi. V. m. §§ 16 - 20 BauNVO0)

Das Maf} der baulichen Nutzung wird bestimmt durch die im Plan festgesetzte
Grundflachenzahl (GRZ), die Geschof¥flachenzahl (GFZ), die Zahl der Voll-
geschosse sowie die maximale Hohe baulicher Anlagen.

Hohenbezugspunkte

Hohenbezugspunkte zur Bestimmung der durch Planeintrag festgesetzten
maximal zuldssigen Hohe baulicher Anlagen im "WA 1", "WA 2", "WA 4" und "WA
5" ist die Oberkante der unmittelbar angrenzenden o&ffentlichen Verkehrsflache
»Milchpfad®, gemessen an der Straenbegrenzungslinie, an der jeweiligen
Gebdudemitte.

Fiir das festgesetzte allgemeine Wohngebiet ,WA 3“ gilt als Bezugspunkt fiir die
Hohe baulicher Anlagen die natiirliche Gelandeoberflache. Diese sind im Plan
mittels Hohenbezugspunkte festgesetzt.

2.3

2.4

Definition First- und Traufhdhe

Die Traufhohe wird als Schnittkante der Gebdudeauflenwand des obersten
Geschosses — egal ob Vollgeschoss oder Nicht-Vollgeschoss — mit der Ober-
kante Dachhaut definiert.

Hohe baulicher Anlagen

In den festgesetzten allgemeinen Wohngebieten "WA 1", "WA 2", "WA 4" und
"WA 5" ist eine maximale Traufhdhe von 4,00 m iber den Hohenbezugspunkten
zulassig. In dem festgesetzten allgemeinen Wohngebiet "WA 3" ist eine
maximale Firsthohe von 7,00 m liber den Hohenbezugspunkten zuladssig.

In den festgesetzten allgemeinen Wohngebieten sind im "WA 1" und "WA 2" und
"WA 4“ bauliche Anlagen maximal bis zu einer Héhe von 7,00 m, im , WA 5
maximal bis zu einer Héhe von 9,00 m und im ,,WA 3“ maximal bis zu einer Hohe
von 11,00 m liber dem jeweiligen Hohenbezugspunkt zuldssig.

In den festgesetzten besonderen Wohngebieten "WB 1" bis "WB 3" und "WB 7"
bis "WB 9" sind zwingend zwei Vollgeschosse zulassig.

In den festgesetzten allgemeinen Wohngebieten "WA 1" bis "WA 3", in den
besonderen Wohngebieten "WB 4" bis "WB 6" und im Mischgebiet sind maximal
zwei Vollgeschosse zuldssig.

Bauweise und Stellung baulicher Anlagen
(§ 9Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 Abs. 4 BauNVO)

Fiir die festgesetzten besonderen Wohngebiete "WB 2", "WB 5", "WB 6", "WB 8"
und "WB 9", in denen durch Planeintrag eine mit "a" gekennzeichnete
abweichende Bauweise festgesetzt ist, konnen ausgehend vom Bestand die

Gebaude als Einzelhduser mit einseitigem Grenzabstand errichtet werden.

Mindestgrofie der Baugrundstiicke
(§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB)

Fir die festgesetzten allgemeinen Wohngebieten "WA 1" bis "WA 5" ist eine
Mindestgrofie der Baugrundstiicke von 300 gm festgesetzt.

Flichen fiir Nebenanlagen, Stellplitze und Garagen
(§ 9Abs. 1 Nr. 4 BauGB und §§ 14 und 23 BauNVO0)

Ebenerdige Stellplatze, Garagen und Nebenanlagen sind in den allgemeinen
Wohngebieten "WA 1" bis "WA 5" nur innerhalb der festgesetzten liberbaubaren
Grundstiicksflaichen sowie in den gesondert nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB
zeichnerisch festgesetzten Flachen zuldssig.

In den festgesetzten besonderen Wohngebieten "WB 1" bis "WB 5" und "WB 7"
bis "WB 9" sowie im festgesetzten Mischgebiet "MI 1" sind Nebenanlagen nur
innerhalb der festgesetzten (iberbaubaren Grund-stiicksflichen zuldssig.
Ebenerdige Stellpldtze und Garagen sind auflerhalb der festgesetzten
liberbaubaren Grundstiicksflachen nur ausnahmsweise zugelassig, sofern sie
mit 5,00 m Entfernung von der Straen-begrenzungslinie errichtet werden und
die Grundsttickszufahrt nur max.

4,0 m betrégt.

Im festgesetzten besonderen Wohngebiet "WB 6" sind Nebenanlagen nur
innerhalb der festgesetzten (iberbaubaren Grundstiicksflachen zuldssig.
Garagen und ebenerdige Stellplatze sind auch in den gesondert nach § 9 Abs 1
Nr. 4 BauGB zeichnerisch festgesetzten Flachen zulassig.

Ebenerdige Stellpldtze sind auferhalb der zugelassenen Flachen auf den
Garagenzufahrten zuladssig.

Hochstzuldssige Zahl der Wohnungen in Wohngebduden
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

In den festgesetzten allgemeinen Wohngebieten "WA 1", "WA 2", "WA 4" und
"WA 5" sind je Wohngebdude maximal 2 Wohneinheiten zuldssig.

Im festgesetzten allgemeinen Wohngebiet "WA 3" sind je Wohngebdude
maximal 4 Wohneinheiten zuldssig. Sofern es sich um ein Doppelhaus handelt,
sind nur 2 Wohneinheiten je Gebdude zuldssig.

Geforderter Wohnungsbau
(§ 9Abs. 1 Nr. 7 BauGB)

Beim Neubau von Gebaduden mit mehr als 10 Wohneinheiten sind 25 Prozent
der neu entstehenden Wohnungen so zu errichten, dass sie mit Mitteln der
sozialen Wohnraumférderung gefordert werden kdnnten.

Fldchen oder Mafinahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von
Boden, Natur und Landschaft
(§ 9Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Zuwege, Zufahrten und Stellplatze sind - soweit nicht andere Vorschriften
entgegenstehen - ausschliefilich mit wasserdurchlassigen Beldagen (beispielhaft
Rasenpflaster, offenporiges Wabenfugenpflaster, o. A) und versickerungs-
fahigem Unterbau auszufiihren.

Griinplanerische Festsetzungen
(§ 9Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)

Die zeichnerisch als zu erhaltend festgesetzten Bdume sind dauerhaft zu
erhalten, zu pflegen und bei Abgang in gleichwertiger Qualitat entsprechend der
RVO zum Schutz des Baumbestandes innerhalb der Stadt Mainz vom
12.12.2003 zu ersetzen.

Bauordnungsrechtliche und gestalterische Festsetzungen
(§ 88 LBauOi. V. m. § 9Abs. 4 BauGB)

Ausbildung von Déchern

Mit Ausnahme von den allgemeinen Wohngebieten "WA 1" bis "WA 5" ist die
Ausbildung von Dachern im Plangebiet durch Planeintrag als Satteldach

4.1

4.2

festgesetzt. In den festgesetzten allgemeinen Wohngebieten "WA 1" bis "WA 5"
sind ausschliefBlich symmetrisch geneigte Dacher zuldssig.

Flachdacher sind nur ausnahmsweise bei Nebenanlagen und Garagen zuldssig.

Die Gebaude im "WA 1", "WA 2", "WA 4" sind traufstandig zur Verkehrsflache
"Milchpfad" anzuordnen. Die Firstrichtung ist durch Planeintrag festgesetzt.

Dachaufbauten und Dacheinschnitte

Die Gesamtbreite der Dachaufbauten und Dacheinschnitte ist auf 50 % der
gesamten darunterliegenden Fassadenbreite des Gebdudes begrenzt. Der
Abstand der Dachaufbauten und Dacheinschnitte zur GebdudeauBenwand bzw.
Brandwand muss mindestens 1,50 m betragen. Dachgauben und
Dacheinschnitte haben gegeniiber dem First bzw. der Traufe des Gebé&udes
einen Abstand von mindestens 0,50 m einzuhalten. Je Einzel- oder Doppelhaus
ist nur eine Gaubenform zuldssig. Der Abstand untereinander muss mindestens
2,0 m betragen.

Einfriedung zur offentlichen Verkehrsfliche

In den festgesetzten allgemeinen Wohngebieten "WA 1", "WA 2", "WA 4" und
"WA 5" sind bauliche Einfriedungen zur 6ffentlichen Verkehrsflache bis maximal
1,20 m Hohe zulédssig. Die Hohe der Einfriedungen bezieht sich auf die
natiirliche Gelandeoberflache, die von der Einfriedung bzw. von der Sockelmauer
bzw. von Pfeilern iiberdeckt wird.

Anlagen zum Sammeln von Miill

Milltonnen und Miillbehalter sind in Schrianken oder geschlossenen Raumen
unterzubringen oder als Gruppenanlagen im Freien durch Ummauerung der Sicht
und der direkten Sonneneinstrahlung zu entziehen und intensiv einzugriinen.

Vorgdrten im allgemeinen Wohngebiet

Vorgérten im "WA 1 bis "WA 5" diirfen nicht als Arbeits- oder Lagerflachen
genutzt werden. Als Vorgarten ist die Flache zwischen dem Gebdude und der
offentlichen StraBBenverkehrsflache, oder dem privaten ErschlieBungsweg
definiert.

Hinweise und Nachrichtliche Ubernahmen

Denkmalschutz

Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes {iberschneidet sich im siidlichen
Teil mit dem Geltungsbereich der Rechtsverordnung zur Unterschutzstellung der
Denkmalzone ,Bretzenheimer Strale 2-6 / Wildgraben* in Mainz (Flur 18;
Flurstiicke 39, 40/1, 40/2, 41, 162 (teilweise), 163/10 (teilweise) und 165/8
(teilweise)), rechtskraftig seit 23.03.1978. Daher ist auf Grund der bestehenden
RVO eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung nach § 13 Abs. 1 DSchG fiir
Mainahmen innerhalb der Denkmalzone und in deren direkter Umgebung
erforderlich.

Verwertung und Versickerung von Niederschlagswasser

Aufgrund § 55 (2) des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushaltes
(Wasserhaushaltsgesetz - WHG) soll Niederschlagswasser ortsnah versickert
werden, soweit dem weder wasserrechtliche, noch sonstige éffentlich-rechtliche
Vorschriften, noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.

Sofern es die Bodenverhaltnisse ermdglichen, ist nicht schadlich verunreinigtes
Niederschlagswasser (z.B. von Dachflachen) breitflachig und unter Ausnutzung
der belebten Bodenzone z.B. liber flach angelegte Versi-ckerungsmulden auf
den Grundstiicken, auf denen es anféllt, dem Grundwasser zuzufiihren.

Die gezielte Einleitung von Niederschlagswasser in den Untergrund {ber
Schluckbrunnen bzw. Rigolen bedarf wegen der damit verbundenen
Verunreinigungsgefahr nach § 8 Abs. 1 des Gesetzes zur Ordnung des
Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) einer wasserrechtlichen
Erlaubnis.

Die Standorteignung, die technische Ausfiihrung der Versickerungsanlage sowie
die formalen Erfordernisse fiir das Erlaubnisverfahren sind mit der
Stadtverwaltung Mainz abzustimmen. Ab 500 m2 angeschlossene abfluss-
wirksame Flache je Versickerungsanlage ist die obere Wasserbehorde fiir das
Erlaubnisverfahren zustandig.

Zum Zwecke der Verwertung (Nutzung) von Niederschlagswasser als Brauch-
und/oder Beregnungswasser kénnen Zisternen errichtet werden. Diese sind
geméfl § 62 Abs. 1 Nr. 5 Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) bis zu 50
m3 Behalterinhalt und bis zu 3 m Héhe genehmigungsfrei.

Griinfldchensatzung

Die Satzung tiber Griinflachen innerhalb der Stadt Mainz vom 30.03.1983 ist
einzuhalten.

Besonderer Schutz von Bdumen

Die Rechtsverordnung zum Schutz des Baumbestandes innerhalb der Stadt
Mainz vom 12.12.2003 ist einzuhalten.

Im Falle geplanter Abriss-, Bau-, Sanierungs- oder Renovierungsmaf3-nahmen
sind vor Planungsbeginn die jeweils betroffenen Baume als
Beurteilungsgrundlage fiir den Baumerhalt sowie fiir erforderliche Schutz-
vorkehrungen im Stamm-, Kronen- und Wurzelbereich bspw. nach DIN 18920
flaichen- sowie hohenmafig exakt einzumessen. Die fiir die zu errichtenden
Gebdude vorzusehenden Baugruben sollen einen Abstand von 2,00 m zum
Kronentraufbereich einhalten.

V. Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBL. |
2017, S.3634).

Baunutzungsverordnung (BauNVO)
21.11.2017 (BGBL. 1 2017, S. 3786).

Verordnung liber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des Planinhalts
- (Planzeichenverordnung - PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBIL.| 1991,
S. 58), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBI.| 2017,
S.1057).

Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz
BNatSchG) vom 29.07.2009 (BGBL. | 2009, S. 2542) zuletzt gedndert durch Artikel 1 der
Verordnung vom 15.09.2017 (BGBL. | 2017, S. 3434).

Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 24.02.2010 (BGBI. 1 2016 S. 94), zuletzt gedndert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 08.09.2017 (BGBI. 1 S. 3370).

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz WHG) vom
31.07.2009 (BGBI. |1 2009, S. 2585), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetztes vom
18.07.2017 (BGBL. 12017, S. 2771).

Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 24.11.1998 (GVBI. 1998, S. 365),
zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.06.2015 (GVBI. 2015, S. 77).

Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der Fassung vom 31.01.1994
(GVBL. 1994, S. 153), zuletzt gedndert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 02.03.2017
(GVBI. 2017, S. 21).

Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung wvon Natur und Landschaft
(Naturschutzgesetz - LNatSchG) vom 06.10.2015 (GVBL. 2015, S. 283), zuletzt gedndert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21.12.2016 (GVBI. 2016, S. 583).

Wassergesetz fiir das Land Rheinland-Pfalz (Landeswassergesetz LWG) vom
14.07.2015 (GVBI. 2015, S. 127), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetztes vom
27.03.2018 (GVBL. 2018, S. 55, 57).

Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 23.03.1978 (GVBI. 1978, S. 159), zuletzt gedndert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 03.12.2014 (GVBI. 2014, S. 245).

in der Fassung der Bekanntmachung vom

Abstimmung
Amt Ergebnis Datum Unterschrift
60 - Bauamt Kataster gepriift
CAD - Planelemente
Planteil Dateiname Stand | Ort/ Pfad
Plan, Legende, Layout Bplan 070 A.dwg 31.07.18
Digitale Stadtgrundkarte SGK 070 UTM.dwg 27.06.17
textliche Festsetzungen 3-059.sig.docx 31.07.18
Verfahren Genehmigung
Datum
1. Aufstellungsbeschluss durch den Stadtrat gemé&f § 2 Abs. 1 BauGB: 27.09.18
2. Ortsiibliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 29.09.18

gemaf § 2 Abs. 1 BauGB:

3. Ortsiibliche Bekanntmachung der Biirgerbeteiligung:

bzw. Aushangvom  --

4. Birgerbeteiligung gemaf § 3 Abs. 1 BauGB
bis -

5. Beschluss zur offentlichen Auslegung mit Begriindung
gemaf § 3 Abs. 2 BauGB:

Auslegung vom

6. Ortstibliche Bekanntmachung des Ortes und der Dauer:

bis

7. Beschluss zur erneuten / eingeschrankten 6ffentl. Auslegung gemas
§ 4a Abs. 3 BauGB aufgrund der Anderung des Bebauungsplanentwurfes:

8. Ortsuibliche Bekanntmachung des Ortes und der Dauer:
erneute / eingeschrankte Auslegung vom bis

9. Satzungsbeschluss durch den Stadtrat gemé&f § 10 Abs. 1 BauGB:

§ 10 Abs. 2 BauGB:

10. Genehmigung der hoheren Verwaltungsbehorde geméaf

11. Ausgefertigt:

12. Bekanntmachung des Beschlusses / der Genehmigung und
Inkrafttreten gemé&f § 10 Abs. 3 BauGB:

Beigeordnete

Bearbeiter/in Sigges
Habel
Zeichner/in Ehrlich
Abteilungsleiter Strobach
Amtsleiter Mainz Ausgefertigt, Mainz
Ingenthron

Oberbiirgermeister

Landeshauptstadt Mainz

Stadtplanungsamt

Bebauungsplan
Planstufe |

"Milchpfad"

070

Landeshauptstadt
Mainz




	Pläne und Ansichten
	Bplan


